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Drucksache Nr. 736 


Der Bundesminister 
der Finanzen 


Bonn, den 21. März 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anfrage Nr. 58 der Abgeordneten Krause und 
Fraktion des Zentrums -Nr. 647 der Drucksachen - 
betr. Durchführung des Beschlusses über Pensionen 
und Wartegeld für die heimatvertriebenen Beamten 
usw. 

Die Anfrage Nr. 58 der Abgeordneten Krause und Fraktion des 
Zentrums beantworte ich wie folgt: 

Die Versorgung der heimatvertriebenen ruhegehaltsberechtigten 
Beamten, Angestellten und Lohnempfänger ist nur eine der Auf- 
gaben, die dem Bund durch das Grundgesetz übertragen worden 
sind. Neben der Versorgung der übrigen verdrängten Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes und der ehemaligen berufsmäßigen Wehr- 
mach tan gehörigen hat der Bund vor allem die Versorgung der 
Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen zu tragen. Die finan- 
zielle Belastung des Bundes durch diese Aufgaben wird einen sehr 
erheblichen Teil der Haushaltsmittel des Bundes in Anspruch nehmen. 
Erst wenn ein Überblick darüber möglich ist, mit welchen Ein- 
nahmen der Bund rechnen kann und wie hoch die übrigen Aus- 
gaben des Bundes sind, kann beurteilt werden, welche Mittel für die Ver- 
sorgung der verschiedenen Personenkreise zur Verfügung stehen und in 
welcher Höhe daher diese Versorgung gewährt werden kann. Der 
gesamte Aufwand für den in Artikel 131 des Grundgesetzes bezeidh- 
neten Personenkreis würde nach den vorhandenen Unterlagen weit 
mehr als 1 Milliarde DM betragen, wenn eine Gleichstellung mit 
den einheimischen Empfangsberechtigten zugrunde gelegt werden 
sollte. Eine solche müßte dann zugrunde gelegt werden, wenn sie 
einem Teil dieses Personenkreises zukommt, nämlich den heimat- 
vertriebenen ruhegehaltsberechtigten Beamten. 

Die Bundesregierung hat daher beschlossen, ihre Entscheidung über 
die auf dem Gebiet der Versorgung zu treffenden Maßnahmen 
zurückzustellen, bis der Öffentlichkeit eine Übersicht über die Ge- 
staltung des Haushaltes des Bundes im Rechnungsjahr 1950/51 
gegeben werden kann. Dies kann im Laufe des Monates April 
geschehen. Auf Grund dieser Übersicht wird unverzüglich der 
Gesetzentwurf eingebracht werden. 
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Bis dahin laufen die Zahlungen in den Ländern an diesen Personen- 
kreis nach den bestehenden landes gesetzlichen Bestimmungen weiter 
ab 1. April 1950 für Rechnung des Bundes. Zu den einzelnen 
Fragen der Anfrage braucht daher nicht mehr Stellung genommen 
zu werden. 


Schaffer 



